
Aktenzeichen: 4 AZR 495/94 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht 
Bonn

Urteil vom 25. Oktober 1995
- 4 AZR 495/94 -
Urteil vom 16. November 1993
- 1 Ca 1767/93 -

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Urteil vom 10. März 1994 
- 5 Sa 1327/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : JaFür das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung im sozialpsychiatrischen Dienst

Gesetz:
BAT 1975 §§ 22, 23; Anlage 1 a VergGr. V b, IV b, IV a, III "Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst" BAT/VKA vom 
19. Juni 1970 in der Neufassung vom 24. April 1991

Leitsatz:

Die Tätigkeit einer Sozialarbeiterin mit staatlicher Anerken­
nung im sozialpsychiatrischen Dienst hebt sich in der Regel 
nicht durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung im Sinne 
der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 15 BAT/VKA aus der Ver- 
gütungsgrupe IV b Fallgruppe 16 heraus.

Hinweise des Senats:
Sozialarbeiterin mit staatlicher Anerkennung in der Tätigkeit 
der vorsorgenden und nachgehenden Hilfe für psychisch Kranke 
nach dem Nordrheinwestfälischen Gesetz über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten vom 2, Dezember 
1969 in der Fassung vom 18. Dezember 1984 (PsychKG NW) in ei­
nem städtischen Gesundheitsamt in der "Beratungsstelle für 
psychisch Kranke" - Sozialpsychiatrischer Dienst
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4 AZR 495/94
5 Sa 1327/93 Köln

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
25. Oktober 1995

U r t e i lBartel,
RegierungshauptSekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 25. Oktober 1995 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr.h.c. Schaub, die Richter Dr. Friedrich und Bott sowie 
den ehrenamtlichen Richter Dr. Kiefer und die ehrenamtliche Rich-
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terin Pfeil für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Köln vom 10. März 1994
- 5 Sa 1327/93 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die tarifgerechte Eingruppierung 
der Klägerin nach der Anlage 1 a BAT/VKA, insbesondere darüber, 
ob die Klägerin nach Vergütungsgruppe III der Vergütungsgruppen 
für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst zu vergüten ist, 
sei es originär, sei es im Wege des Bewährungsaufstieges aus Ver­
gütungsgruppe IV a BAT/VKA.

Die am 12. Januar 1958 geborene Klägerin ist staatlich aner­
kannte Sozialarbeiterin. Sie war vom 15. April 1983 bis 31. De­
zember 1988 im Arbeitsgebiet Sozialdienst im Krankenhaus im M 
-Hospital, einem Allgemeinkrankenhaus in D tätig. Seit

dem 1. Januar 1989 steht sie bei der beklagten Stadt als Sozial­
arbeiterin in einem Arbeitsverhältnis. Nach dem Arbeitsvertrag 
vom 2. Januar 1989 richtet sich das Arbeitsverhältnis nach den 
Bestimmungen des Bundes-AngestelltentarifVertrages (BAT) vom 
23. Februar 1961, des Bezirks-Zusatztarifvertrages hierzu und den 
diese Tarifverträge ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Ta­
rifverträgen in ihrer jeweils geltenden Fassung. Die Klägerin ar­
beitet im Gesundheitsamt, und zwar in der Abteilung 53-5 "Bera­
tungsstelle für psychisch Kranke." Sie ist gemeinsam mit einer
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Fürsorgeärztin für die nach dem Gesetz über Hilfen und Schutzmaß­
nahmen bei psychisch Kranken (PsychKG NW) vorgeschriebene vorsor­
gende und nachgehende Hilfe für psychisch Kranke für einen be­
stimmten B Bezirk zuständig.

Aus dieser Aufgabenstellung ergeben sich folgende auszuüben­
de Tätigkeiten:

- Das Führen von (Beratungs-)Gesprächen mit psy­
chisch Kranken bzw. Auffälligen im Rahmen von 
Sprechstunden oder Hausbesuchen;

- das Führen von (Beratungs-)Gesprächen mit Fami­
lienangehörigen oder Personen des sozialen Um­
felds des betroffenen Klienteis;

- das Herstellen von Kontakten zu Selbsthilfeein­
richtungen, Trägern der freien Wohlfahrtspflege 
usw.;

- die Hilfe bei der Wohnungssuche;
- die Hilfe bei der beruflichen Integration bzw. 
Rehabilitation sowie

- die Hilfe bei der Beantragung von Soziallei­
stungen .

Für die Aufgabenerledigung sind neben den berufstypischen 
Fachkenntnissen insbesondere Kenntnisse des PsychKG NW erforder­
lich.

Die beklagte Stadt vergütet die Klägerin seit der Einstel­
lung nach Vergütungsgruppe IV a BAT/VKA.

Mit Schreiben vom 29. Oktober 1992 begehrte die Klägerin 
erfolglos die Eingruppierung in die Vergütungsgruppe III Fall­
gruppe 7 BAT/VKA. Mit der am 18. Juni 1993 beim Arbeitsgericht
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eingereichten Klage verfolgt die Klägerin weiter das Ziel, eine 
Vergütung entsprechend der Vergütungsgruppe III BAT/VKA ab 1. Mai 
1992, hilfsweise im Wege des Bewährungsaufstiegs aus der Vergü­
tungsgruppe IV a Fallgruppe 15 ab 1. Januar 1993 zu erhalten.

Sie hat die Auffassung vertreten, ihre gesamte Tätigkeit sei 
als ein Arbeitsvorgang zu bewerten. Ihr obliege bei jedem Klien­
ten die erfolgreiche Betreuung vom ersten Gespräch bis eventuell 
zu einer geschlossenen Unterbringung. Diese Betreuungsaufgabe sei 
das Arbeitsergebnis aller von ihr durchzuführenden Tätigkeiten.

Ihre Tätigkeit erfülle die Merkmale der Vergütungsgrup­
pe IV b Fallgruppe 16 BAT/VKA. Ihre Arbeit hebe sich durch beson­
dere Schwierigkeit und Bedeutung aus dieser Fallgruppe im Sinne 
der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 15 BAT/VKA heraus. Die hier­
für erforderliche höhere Qualifikation zeige sich darin, daß die 
Klägerin über umfangreiche Zusatzkenntnisse und ein besonders 
breites Fachwissen verfüge. Sie benötige Erfahrungen und Kennt­
nisse im Umgang mit Krankheitsbildern, d.h. über den Verlauf und 
die Intervention sowie umfassendes Wissen über die Beratungsme­
thoden verschiedener Zielgruppen. Außerdem müsse sie über psycho­
logische Kenntnisse im Hinblick auf Therapie und Therapieeinrich­
tungen verfügen. Daneben seien für ihre Tätigkeit auch sozialthe­
rapeutische Kenntnisse und Fähigkeiten sowie die Fähigkeit zu 
psychosozialer Diagnostik erforderlich. Darüber hinaus seien un­
erläßlich Kenntnisse im Bereich der Diagnostik psychischer Stö­
rungen und Grundkenntnisse über Anwendung und Wirkung von Medika­
menten bei psychischen Erkrankungen. Schließlich müsse die Kläge­
rin über umfangreiche Rechtskenntnisse in allen Bereichen verfü-
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gen. Alle die Kenntnisse müsse die Klägerin auch entsprechend an­
wenden. Wegen der bei psychisch Kranken häufig anzutreffenden Be- 
handlungsuneinsichtigkeit und des Mangels an Realitätsorientie­
rung sowie der Suizidgefährung und sozialer Desintegration stelle 
die von der Klägerin zu betreuende Personengruppe eine besonders 
schwierige Klientel dar. Die der Klägerin anvertraute Klientel 
weise nämlich über die in Protokollerklärung Nr. 12 zu Vergü­
tungsgruppe IV b beispielhaft aufgezählten Personen, die die Be­
treuer bereits vor erhebliche Probleme stellten, hinausgehende 
Probleme auf, die Klienten der Klägerin seien sämtlich mehr oder 
weniger schwer psychisch erkrankt, was insbesondere zu Selbst- 
und Fremdgefährdungen führe. Die Klägerin sei somit über die Be­
treuung von Personengruppen im Sinne der Protokollerklärung 
Nr. 12 hinausgehend vor das Problem gestellt, Entscheidungen 
treffen zu müssen, bei denen es unter Umständen um Leben und Tod 
der Klienten oder um eine Fremdgefährdung gehe. Derartiges hebe 
die Tätigkeit der Klägerin in einem erheblichen Maße über die 
schwierigen Tätigkeiten der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 
BAT/VKA hinaus. Die Klägerin müsse nämlich konkret die Erkrankung 
einschätzen und eine Einschätzung der Gefährdung durch den Er­
krankten (Einschätzung latenter oder offener Suizidalität, Ein­
schätzung von gesundheits- und lebensbedrohlicher Verwahrlosung, 
Einschätzung der Gebotenheit einer Maßnahme wie etwa Eindringen 
in die Wohnung mit Schlüsseldienst, Ordnungsamt und Polizei, Ein­
schätzung der Notwendigkeit einer diagnostischen Abklärung und 
gutachterliche Tätigkeit zwecks Unterbringung gern. §§ 17, 18 
PsychKG NW durch einen Psychater sowie Prüfung bei drohender 
Zwangseinweisung, ob dieses mit fürsorgerischen Maßnahmen abzu­
wenden sei) vornehmen. Die Klägerin habe zwar nicht die Aufgaben
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eines Arztes wahrzunehmen. Sie müsse aber in jeder Situation die 
jeweilige psychische Erkrankung des Klienten und die eventuelle 
Medikation bei ihren Maßnahmen berücksichtigen. Dies gelte auch 
in Fällen, in denen sie erstmals in Notsituationen den ersten 
Kontakt mit einem Klienten aufnehme und ohne Beihilfe eines Arz­
tes erkennen müsse, wie zu verfahren sei. Auch in den Fällen, in 
denen der Klägerin zu Beginn der Betreuung die Krankheit durch 
psychiatrische Befunde bekannt sei, müsse sie die Fähigkeit be­
sitzen, die Befunde zu lesen und in ihre Arbeit einzubauen. Bei 
sämtlichen Tätigkeiten der Klägerin müsse die psychische Erkran­
kung der betreuten Personen und die daraus unter Umständen ent­
stehende Gefährdungssituation berücksichtigt werden. Aber auch 
bei einfacheren Hilfestellungen, z.B. bei dem Gang zum Arbeitsamt 
oder bei der Aufnahme einer Tätigkeit der betreuten Person, stehe 
die Klägerin vor dem zusätzlichen Problem, daß die Erkrankten 
häufig den Kontakt mit ihr ablehnten, so daß sie zunächst versu­
chen müsse, Kontakt und Vertrauen zum Klienten herzustellen. Die 
familientherapeutische Zusatzausbildung, die sie nach ihrem Vor­
trag im November 1988 begonnen und nach dem in der Personalakte 
befindlichen Zertifikat am 11. Januar 1994 mit der Anerkennung 
als Familientherapeutin erfolgreich abgeschlossen hat, sei erfor­
derlich gewesen, damit sie überhaupt in die Lage versetzt werde, 
mit den psychisch Kranken erfolgversprechend zu arbeiten. Die 
Klägerin habe zwar nicht die dem Ordnungsamt und dem Amtsgericht 
vorbehaltene Entscheidungskompetenz nach dem PsychKG NW. Die Klä­
gerin sei aber gehalten, die für die Entscheidung zuständige 
Stelle auf Gefahren aufmerksam zu machen, die sich ihr als Fach­
kraft erkennbar zeigten. Sie müsse somit Symptome einer Selbst­
oder Fremdgefährdung erkennen und richtig abschätzen, wofür die
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genannten medizinischen und psychologischen Fachkenntisl*©! e^ßr- >•
j V  .derlich seien. Habe sie diese Gefährlichkeit erkannt, so liege ^p 

an ihr, ob die Gefahr gemeldet werde oder nicht. Insgesamt #ei: 4
die von der Klägerin zu verrichtende Arbeit sehr komplex und
stelle außergewöhnlich hohe Anforderungen an sie, sie sei ddher 1 
als besonders schwierig im Sinne der Vergütungsgruppe IV ä/?li * i .  

BAT/VKA zu qualifizieren. Die Bedeutung der Tätigkeit ergebe sAch 
aus den Auswirkungen der von der Klägerin zu treffenden Entscheid;' 
dung auf die Betroffenen selbst sowie auf das unmittelbare Um­
feld, die Familie oder auch die Gefährdung Außenstehender und 
somit der Allgemeinheit. Zudem entlaste die Tätigkeit der Klägfe-* 
rin die öffentlichen Haushalte ganz erheblich. o i

Ihre Tätigkeit hebe sich darüber hinaus auch aufgrund des 
Maßes der mit ihr verbundenen Verantwortung erheblich aus der 
Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 15 BAT/VKA heraus, so daß die 
Merkmale der Vergütungsgruppe III Fallgruppe 6 BAT/VKA erfüllt 
seien. Das hohe Maß der Verantwortung beziehe sich auf die von 
der Klägerin betreuten Personen. Bei psychischen Erkrankungen sei 
mehr als bei jeder anderen Erkrankung durch massive Beeinträchti­
gung oder Ausfall der mentalen Steuerung die bürgerliche Existenz 
in allen Bereichen beeinträchtigt und massiv gefährdet. Die Klä­
gerin müsse daher für den gleichen Patienten Betreuung und Kon­
trolle durchführen. In diesem Spannungsfeld habe sie für die un­
mittelbar Betroffenen in einem höchst kritischen Bereich zwischen 
verschiedenen Rechtsgütern abzuwägen. Die Verantwortung im Sinne 
dieser Fallgruppe folge aus der der Klägerin bei den von ihr zu 
treffenden Entscheidungen obliegenden Rechtsgüterabwägung von
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grundsätzlich geschützten Rechtspositionen, in vielen Fällen sei 
die Arbeit der Klägerin mit den Klienten eine Gratwanderung zwi­
schen Störung der Persönlichkeitssphäre der Betroffenen bis zum 
Antrag auf geschlossene psychiatrische Behandlung (= Freiheits­
entzug) und andererseits unterlassener Hilfeleistung für den Be­
troffenen selbst oder dessen Umgebung. Diese Entscheidung treffe 
die Klägerin ohne weitere Kontrolle oder Überprüfung. Die be­
trächtliche, gewichtige und weitreichende Verantwortung zeige 
sich insbesondere im Hinblick auf die zwangsweise Unterbringung 
nach § 17 PsychKG NW, da insoweit eine Rechtsgüterabwägung vorzu­
nehmen sei, die die im Grundgesetz verankerten Menschenrechte be­
rühre und ggf. aufhebe. Zwar treffe die Klägerin nicht die Ent­
scheidung über die Einweisung eines psychisch Kranken in eine ge­
schlossene Anstalt, jedoch erfolgten die Einweisungen regelmäßig 
auf ihre Veranlassung, da sie die Entscheidung darüber treffe, ob 
die Ordnungsbehörde überhaupt eingeschaltet werde.

Hilfsweise hat sich die Klägerin darauf berufen, daß sie je­
denfalls im Wege des Bewährungsaufstiegs in die Vergütungsgrup­
pe III Fallgruppe 7 ab 1. Januar 1993 eingruppiert sei, da sie zu 
diesem Zeitpunkt die vierjährige Bewährungszeit der Vergütungs­
gruppe IV a Fallgruppe 15 absolviert habe.

Die Klägerin hat beantragt

1. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, ihr rückwirkend seit dem 1. Mai 1992 eine 
Vergütung gern. Vergütungsgruppe III BAT zu 
zahlen;
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2. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, die nachzuzahlenden Beträge mit 4 % Zin­
sen seit 30. Juni 1993 zu verzinsen;
hilfsweise

3. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, ihr seit dem 1. Januar 1993 Vergütung 
nach der Vergütungsgruppe III BAT zu zahlen.

Die beklagte Stadt hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Sie hat die Auffassung vertreten, entsprechend der Verwal­
tungsübung seien auf der Grundlage der von der Klägerin zu bear­
beitenden Einzelfälle Arbeitsvorgänge zu bilden. Besonders 
schwierig seien nur solche Tätigkeiten, die - gemessen an den Tä­
tigkeiten, die eine staatlich geprüfte Sozialarbeiterin aufgrund 
ihrer Ausbildung zu verrichten im Stande sei - sich als Spitzen­
leistung darstellten. Die Klägerin habe Einzelfälle zu betreuen. 
Diese stellten sich nach der Erfahrung der beklagten Stadt als 
unterschiedlich schwierig dar. Tariflich verschieden zu bewerten­
de abgrenzbare Tätigkeiten einer Angestellten könnten aber auch 
bei äußerer Ähnlichkeit und funktioneller Zugehörigkeit zum glei­
chen behördlichen Aufgabengebiet oder bei Gleichheit des Arbeits­
ablaufes nicht einen einheitlichen Arbeitsvorgang bilden. Daher 
könnten lediglich Gruppen von gleich schwierigen Tätigkeiten zu 
einem Arbeitsvorgang zusammengefaßt werden, wenn sie alle den 
gleichen Schwierigkeitsgrad hätten und damit derselben tarifli­
chen Wertigkeit zuzuordnen seien.
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Unabhängig hiervon sei das Klagebegehren unbegründet. Die 
Klägerin habe nicht dargetan, daß sie die Voraussetzungen für 
eine Eingruppierung nach Vergütungsgruppe III BAT/VKA und IV a 
BAT/VKA erfülle. Mit ihrem Vortrag und mit ihrem Hinweis auf die 
Einzelfallbeispiele genüge sie nicht ihrer Darlegungslast. Aus 
ihrem Vorbringen werde die Wertigkeit der Tätigkeit der Klägerin 
nicht erkennbar. Tatsächlich sei die von der Klägerin zu verrich­
tende Tätigkeit eine Tätigkeit, die nach Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 16 BAT/VKA zu bewerten sei. In der zugehörigen Proto­
kollerklärung Nr. 12 seien beispielhaft schwierige Tätigkeiten 
aufgeführt. Dieser Aufzählung könne entnommen werden, daß von 
schwierigen Tätigkeiten im Sinne des Tarifvertrages ausgegangen 
werden könne, wenn es sich um eine sozialarbeiterisch zu betreu­
ende Klientel handele, die aufgrund der Gesamtumstände nur schwer 
ansprechbar sei und erfahrungsgemäß angebotener Hilfe grundsätz­
lich ablehnend gegenüberstehe. Um eine solche Klientel handele es 
sich. Die von der Klägerin ausgeübte Tätigkeit hebe sich daher 
aus der Normaltätigkeit eines Sozialarbeiters als schwierige Tä­
tigkeit heraus. Dagegen sei das Merkmal der besonderen Schwierig­
keit und Bedeutung nicht gegeben. Besonders schwierig seien nur 
solche Tätigkeiten, die - gemessen an den Tätigkeiten, die eine 
staatlich geprüfte Sozialarbeiterin aufgrund ihrer Ausbildung zu 
verrichten im Stande sei - sich als Spitzenleistung darstellten. 
Die von der Klägerin angeführte familientherapeutische Zusatzaus­
bildung könne ebenfalls für das Heraushebungsmerkmal "besondere 
Schwierigkeit" nicht herangezogen werden. Die Zusatzausbildung 
müsse so beschaffen sein, daß sie die Tätigkeit nicht nur er­
leichtere, sondern überhaupt erst möglich mache. Dabei sei zu be­
rücksichtigen, daß aufgrund des gewandelten Berufsbildes für So­
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zialarbeiter Tätigkeiten im Zusammenhang mit einer Familienthera­
pie zu den Grundaufgaben einer Sozialarbeiterin gezählt werden 
müßten. Die erhöhte Qualifizierung der Klägerin ergebe sich auch 
nicht aus den von ihr angeführten ad hoc-Entscheidungen. Insoweit 
verkenne die Klägerin, daß Sozialarbeiter bereits in der Vergü­
tungsgruppe V b nach Lage des Falles Entscheidungen schnell zu 
treffen hätten. Auch erfordere der Umstand, daß die Erkrankten in 
der Regel keinen Realitätsbezug mehr hätten, kein Mehr an Wissen 
oder an gedanklicher Arbeit gegenüber dem Wissen eines Sozialar­
beiters in den Beratungsstellen. Außerdem hätten die von der Klä­
gerin betreuten Personen nicht in der Regel keinen Realitätsbe­
zug. Auch sei es nicht zutreffend, daß die Klägerin über medizi­
nische Kenntnisse verfügen müsse. Die Ausführungen der Klägerin 
zum Tätigkeitsmerkmal "Bedeutung" seien ebenfalls nicht überzeu­
gend. Bereits bei den in Protokollerklärung Nr. 12 erwähnten Tä­
tigkeiten sei festzuhalten, daß diese sich ebenfalls unmittelbar 
auf das Schicksal der Betroffenen auswirkten. Auch in diesen Fäl­
len werde das unmittelbare Umfeld betroffen, ohne daß die Tarif­
vertragsparteien dies zum Anlaß einer Heraushebung dieser Tätig­
keiten genommen hätten. Eine Eingruppierung in die Vergütungs­
gruppe IV a BAT sei sonach nicht gerechtfertigt. Bei ihrer Ein­
stellung sei die Klägerin nur deswegen nach Vergütungsgruppe IV a 
BAT bezahlt worden, weil sie bei ihrem früheren Arbeitgeber be­
reits eine an diese Vergütungsgruppe angelehnte Vergütung erhal­
ten habe. Die ihr gewährte Vergütung sei damit im Sinne des Ta­
rifvertrages eine übertarifliche gewesen. Die Beklagte leugnet 
das von der Klägerin reklamierte "Maß der Verantwortung" im Sinne 
der Vergütungsgruppe III Fallgruppe 6 BAT/VKA. Der Klägerin fehle
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die Entscheidungskompetenz hinsichtlich einer zwangsweisen Ein­
weisung. Die von der Klägerin vorgebrachte Rechtsgüterabwägung 
finde tatsächlich nicht statt, da sie die jeweilige Entscheidung 
nicht zu treffen habe.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Mit 
der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt die 
Klägerin ihren Klageantrag weiter. Die beklagte Stadt beantragt, 
die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet.

I. Die Klage ist zulässig.

Es handelt sich um eine Eingruppierungsfeststellungsklage, 
die im öffentlichen Dienst allgemein üblich ist und gegen deren 
Zulässigkeit nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts keine Bedenken bestehen (z.B. Senatsurteil vom 19. März 
1986 - 4 AZR 470/84 - AP Nr. 114 ZU §§ 22, 23 BAT 1975). Dies 
gilt auch für den auf die Verzinsung gerichteten Feststellungs­
antrag. Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats sind Anträ­
ge, rückständige Differenzbeträge zu verzinsen, prozessual nicht 
zu beanstanden, da die im Verhältnis zur Hauptschuld akzesso­
rische Zinsforderung auch in prozessualer Beziehung das recht-
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liehe Schicksal der Hauptforderung teilen soll (z.B. Senatsurteil 
vom 21. Januar 1970 - 4 AZR 106/69 - BAGE 22, 247, 249 = AP 
Nr. 30 zu §§ 22, 23 BAT; Senatsurteil vom 28. September 1994 
- 4 AZR 619/93 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorge­
sehen) .

II. Die Klage ist unbegründet. Die Klägerin hat keinen Anspruch 
auf Vergütung nach Vergütungsgruppe III BAT/VKA der Vergütungs­
gruppen für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst.

1. Dem Vergütungsanspruch der Klägerin steht nicht schon der 
Umstand entgegen, daß in dem Arbeitsvertrag zwischen der Klägerin 
und der beklagten Stadt vom 2. Januar 1989 die Eingruppierung der 
Klägerin in die Vergütungsgruppe IV a BAT, an der sich in der 
Folgezeit nichts geändert hat, vereinbart ist. Bei diesen Ar­
beitsverträgen handelt es sich um formularmäßige Verträge, so daß 
der Senat sie selbständig auslegen kann (BAGE 24, 198, 202 = AP 
Nr. 2 zu § 111 BBiG, zu 2 a der Gründe; BAG Urteil vom 20. Fe­
bruar 1991 - 4 AZR 377/90 -, n.v.). Wird - wie hier - in einem 
Arbeitsvertrag auf die einschlägigen tarifvertraglichen Regelun­
gen Bezug genommen, ist davon auszugehen, daß sich die Eingrup­
pierung des Arbeitnehmers nach der zutreffenden Vergütungsgruppe 
richten soll. Das gilt auch dann, wenn in dem Arbeitsvertrag an 
anderer Stelle auf eine bestimmte Vergütungsgruppe verwiesen 
wird. Dieser Verweisung kommt nur die Bedeutung zu, festzulegen, 
welche Vergütungsgruppe die Parteien einmal als zutreffend ange­
sehen haben (BAG Urteil vom 12. Dezember 1990 - 4 AZR 306/90 - 
EzA § 3 TVG Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 4 = ZTR 1991, 199;
BAG Urteil vom 20. Februar 1991 - 4 AZR 377/90 -, n.v.).
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2. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden kraft einzel­
vertraglicher Bezugnahme der Bundes-Angestelltentarifvertrag 
(BAT) vom 23. Februar 1961 und die Anlage 1 a hierzu in der für 
den Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
(VKA) geltenden Fassung Anwendung. Das folgt daraus, daß der Sa­
che nach im Arbeitsvertrag auf die für den Arbeitgeber geltende 
Fassung des BAT verwiesen ist. Die Beklagte ist Mitglied im kom­
munalen Arbeitgeberverband Nordrhein-Westfalen (KAV NW).

3. Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt damit davon ab, ob 
mindestens die Hälfte der die gesamte Arbeitszeit der Klägerin 
ausfüllenden Arbeitsvorgänge den Tätigkeitsmerkmalen der von ihr 
in Anspruch genommenen Vergütungsgruppe III des 6. Tarifvertrages 
zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT (Angestellte im Sozial- und 
Erziehungsdienst) vom 19. Juni 1970 in der Neufassung des Tarif­
vertrages zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT vom 24. April 1991, 
in Kraft ab 1. Januar 1991, entspricht (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 2 
BAT), jedenfalls aber wegen des von der Klägerin hilfsweise in 
Anspruch genommenen Bewährungsaufstiegs aus der Vergütungsgrup­
pe IV a in die Vergütungsgruppe III die Voraussetzungen der Ver­
gütungsgruppe IV a BAT erfüllt.

a) Damit ist von dem von der Senatsrechtsprechung entwickelten 
Begriff des Arbeitsvorgangs auszugehen. Diesen hat der Senat ver­
standen als eine unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätigkeiten 
bei Berücksichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungs­
übung nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und recht­
lich selbstständig zu bewertende Arbeitseinheit der zu einem be-
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stimmten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten 
(BAGE 51, 59; 51, 282; 51, 356 = AP Nr. 115, 116 und 120 zu 
§§ 22, 23 BAT 1975; ständige Rechtsprechung des Senats). Dabei 
ist es zwar rechtlich möglich, daß die gesamte Tätigkeit des An­
gestellten nur einen Arbeitsvorgang bildet, wenn der Aufgaben­
kreis nicht weiter aufteilbar und nur einer einheitlichen recht­
lichen Bewertung zugänglich ist (vgl. Senatsurteil vom 30. Januar 
1985 - 4 AZR 184/83 - AP Nr. 101 zu §§ 22, 23 BAT 1975; Senatsur­
teil vom 23. Februar 1983 - 4 AZR 222/80 - BAGE 42, 29 = AP 
Nr. 70 zu §§ 22, 23 BAT 1975). Tatsächlich trennbare Tätigkeiten 
mit unterschiedlicher Wertigkeit können jedoch nicht zu einem Ar­
beitsvorgang zusammengefaßt werden (vgl. Senatsurteil vom 20. Ok­
tober 1993 - 4 AZR 45/93 - AP Nr. 172 zu §§ 22, 23 BAT 1975; Se­
natsurteil vom 20. März 1991 - 4 AZR 471/90 - AP Nr. 156 zu 
§§ 22, 23 BAT 1975).

b) Das Landesarbeitsgericht hat es für zweifelhaft gehalten, ob 
die Tätigkeit der Klägerin entsprechend ihrem Vorbringen als ein­
heitlicher Arbeitsvorgang im Sinne von § 22 Abs. 2 BAT angesehen 
werden könne. Für eine höhere tarifliche Bewertung der Klägerin 
sei es jedenfalls nicht ausreichend, daß in einzelnen von ihr ge­
schilderten Beispielsfällen ohne Rücksicht auf deren zeitlichen 
Anteil an der Gesamttätigkeit die qualifizierenden Merkmale der 
Vergütungsgruppe IV a oder III BAT erfüllt seien, während bei an­
deren von der Klägerin zu betreuenden Personen oder Personengrup­
pen die besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder die besondere 
Verantwortung nicht vorliege. In seiner Hilfsbegründung hat es 
unterstellt, daß die Tätigkeit der Klägerin als Betreuerin von 
psychisch kranken Personen ein einheitlicher Arbeitsvorgang sei.
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Es spricht viel dafür, daß bei der Betreuung von psychisch 
kranken Personen, also bei der vorsorgenden und/oder nachgehenden 
Hilfe für psychisch Kranke ein Arbeitsvorgang vorliegt. Der Senat 
hat in Eingruppierungsstreitigkeiten von Sozialarbeitern/Sozial- 
pädagogen regelmäßig angenommen, daß die gesamte einem Sozialpäd- 
agogen/Sozialarbeiter übertragene Tätigkeit als einheitlicher Ar­
beitsvorgang anzusehen sei, da deren Tätigkeit auf ein einheitli­
ches Arbeitsergebnis, nämlich die Betreuung des ihnen zugewiese­
nen Personenkreises gerichtet sei, sei es in Form der Beratung, 
der begleitenden oder nachgehenden Fürsorge oder in einer sonsti­
gen Erscheinungsform (vgl. z.B. Senatsurteile vom 14. Dezember 
1994 - 4 AZR 950/93 - und - 4 AZR 935/93 -, beide zur Veröffent­
lichung in der Fachpresse vorgesehen, m.w.N.). Nichts anderes 
gilt für den Bereich des sozialpsychiatrischen Dienstes. Alle 
Einzelaufgaben der Klägerin dienen einem Arbeitsergebnis, nämlich 
der Betreuung der ihr anvertrauten psychisch kranken Personen. 
Entgegen den Bedenken der beklagten Stadt dienen die einzelnen 
Tätigkeiten der im sozialpsychiatrischen Dienst wirkenden Sozial­
arbeiterin diesem einheitlichen Arbeitsergebnis, wobei es keinen 
Unterschied macht, ob es sich um vorsorgende oder nachgehende 
Hilfe für psychisch Kranke handelt oder gar um begleitende im 
Sinne des § 2 Satz 3 PsychKG NW. Die Tätigkeit der Klägerin kann 
nicht, wie die beklagte Stadt meint, sinnvoll nach der Schwierig­
keit der von der Klägerin zu bearbeitenden einzelnen Fälle aufge­
spalten werden. Es ist zwar richtig, daß Tätigkeiten von unter­
schiedlicher tariflicher Wertung nicht zu einem Arbeitsvorgang 
zusammengefaßt werden dürfen. Nach der Rechtsprechung des Senats 
(z.B. Urteil vom 12. November 1986 - 4 AZR 718/95 - AP Nr. 129 zu
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§§ 22, 23 BAT 1975) ist aber nur die Zusammenfassung tatsächlich 
trennbarer Tätigkeiten ausgeschlossen. Um solche Tätigkeiten han­
delt es sich hier indes nicht. Es steht nicht von vornherein 
fest, welchen Schwierigkeitsgrad ein einzelner Fall aufweist. Das 
stellt sich häufig erst im Zuge der Betreuung heraus. Gegen die 
Auffassung der beklagten Stadt, als Arbeitsvorgang sei der jewei­
lige Einzelfall anzusehen, spricht der bei den Vergütungsgruppen 
für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst der Anlage 1 a 
zum BAT/VKA zum Ausdruck gekommene Wille der Tarifvertragspartei­
en. Dort wird die Beratung bestimmter näher bezeichneter Perso­
nengruppen und die Fürsorge für näher bezeichnete Personengruppen 
insgesamt genannt, um schwierige Tätigkeiten des Sozialarbeiters 
zu kennzeichnen (Protokollerklärung Nr. 12 zu Vergütungsgrup­
pe IV b Fallgruppe 16). Darauf hat der Senat in seinem Urteil vom 
29. September 1993 - 4 AZR 690/92 - AP Nr. 7 zu §§ 22, 23 BAT So­
zialarbeiter bereits hingewiesen. Eine hiervon ausgehende Bewer­
tung der Tätigkeiten des Sozialarbeiters/Sozialpädagogen muß not­
wendigerweise alle für den entsprechenden Personenkreis zu erle­
digenden Tätigkeiten zu einem Arbeitsvorgang zusammenfassen. Ent­
sprechendes gilt für eine Sozialarbeiterin in der Betreuung für 
psychisch Kranke. Die von der beklagten Stadt praktizierte Zuwei­
sung der Betreuung psychisch Kranker an die Mitarbeiter/Mitarbei- 
terinnen im sozialpsychiatrischen Dienst zeigt, daß die Betreuung 
psychisch kranker Personen ersichtlich nur wegen ihres Umfangs 
nach bestimmten Bezirken der beklagten Stadt auf mehrere Mitar­
beiter /Mitarbeiterinnen verteilt wurde und bei natürlicher Be­
trachtungsweise nicht in einzelne Fallbearbeitungen oder in ein­
zelne Tätigkeiten wie das Führen von Beratungsgesprächen mit psy-
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chisch Kranken oder Auffälligen, das Führen von Beratungsgesprä­
chen mit Familienangehörigen oder Personen des sozialen Umfelds 
der betroffenen Klientel, das Herstellen von Kontakten zu Selbst- 
hilfeeinrichtungen, Trägern der freien Wohlfahrtspflege usw., die 
Hilfe bei der Wohnungssuche, die Hilfe bei der beruflichen Inte­
gration oder Rehabilitation sowie die Hilfe bei der Beantragung 
von Sozialleistungen aufgeteilt werden kann. Die Betreuung psy­
chisch Kranker wird auf mehrere Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen per­
sonenbezogen nach regionalen Gesichtspunkten vorgenommen. Eine 
Aufteilung nach bestimmten Tätigkeiten findet gerade nicht statt.

Die Frage bedarf jedoch für den vorliegenden Fall keiner ab­
schließenden Entscheidung, weil der Tatsachenvortrag der Klägerin 
ohnehin nicht die Verpflichtung der beklagten Stadt begründet, 
der Klägerin Vergütung nach der Vergütungsgruppe III BAT/VKA zu 
gewähren.

4.a) Für die Eingruppierung der Klägerin sind die speziellen Tä­
tigkeitsmerkmale für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst 
der Anlage 1 a zum BAT/VKA maßgebend. Diese haben, soweit sie für 
den Rechtsstreit von Bedeutung sind, folgenden Wortlaut:

"Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 10
Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit ...
9 0 9

Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16
Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit ... 
mit schwierigen Tätigkeiten.
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(Hierzu Protokollerklärungen Nr. 1 und 12)

Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 15
Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit ... 
deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierig­
keit und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 16 heraushebt.

Vergütungsgruppe III Fallgruppe 6
Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit ... 
deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit ver­
bundenen Verantwortung erheblich aus der Vergü­
tungsgruppe IV a Fallgruppe 15 heraushebt.

Vergütungsgruppe III Fallgruppe 7
Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit ... 
deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierig­
keit und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 16 heraushebt,
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgrup­
pe IV a Fallgruppe 15.

it

Die Protokollerklärung Nr. 12 lautet:

"Schwierige Tätigkeiten sind z.B. die
a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen,
b) Beratung von HIV-Infizierten oder an Aids er­

krankten Personen,
c) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und

nachgehende Fürsorge für ehemalige Heimbewoh­ner,d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und
nachgehende Fürsorge für ehemalige Strafgefan­
gene,

e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Angestell­
ter mindestens der Vergütungsgruppe V b."
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Die von der Klägerin für sich in Anspruch genommenen Tätig­
keitsmerkmale der Vergütungsgruppe III Fallgruppe 6 und - hilfs­
weise - der Vergütungsgruppe III Fallgruppe 7 bauen auf der Ver­
gütungsgruppe IV a Fallgruppe 15 auf, die ihrerseits die Erfül­
lung der Anforderungen der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 
voraussetzt, wobei die Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 auf 
der Vergütungsgx'uppe V b Fallgruppe 10 aufbaut.

Das Landesarbeitsgericht hat in seiner Hilfsbegründung aus­
geführt, die Tätigkeit der Klägerin als Betreuerin von psychisch 
kranken Personen sei keine Tätigkeit, die das qualifizierende 
Merkmal der Vergütungsgruppe IV a erfülle. Es könne lediglich 
davon ausgegangen werden, daß die von der Klägerin zu betreuenden 
Personen der Personengruppe vergleichbar seien, die die Tarifver­
tragsparteien als Beispiel für "schwierige Tätigkeit" in der Pro­
tokollerklärung Nr. 12 zu Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 an­
geführt hätten. Die hier beispielhaft aufgezählten Personen 
stellten die Betreuer vor erhebliche Probleme und wiesen wie die 
Klientel der Klägerin typischerweise schwere Störungen im Sozial­
verhalten wie Defizite im lebenspraktischen Bereich und Bezie­
hungsstörungen und Antriebsarmut auf.

Das ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

b) Das Landesarbeitsgericht hat nicht ausgeführt, ob die Vor­
aussetzungen der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 10 vorliegen. Es 
hat sich aber die "zutreffenden Überlegungen" des Arbeitsgerichts 
"zu eigen" gemacht und ist ihnen in vollem Umfang gefolgt (§ 543 
Abs. 1 ZPO). Das Arbeitsgericht ist zutreffend davon ausgegangen.
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daß die Klägerin die Voraussetzungen für die Eingruppierung in 
die Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 10 erfüllt.

Die Klägerin ist Sozialarbeiterin mit staatlicher Anerken­
nung.

Ihre Tätigkeit entspricht auch dem Berufsbild einer Sozial­
arbeiterin. Denn sie ist im sozialpsychiatrischen Dienst tätig. 
Sie betreut psychisch kranke Personen. Die Betreuung psychisch 
kranker Personen im Rahmen des sozialpsychiatrischen Dienstes 
soll Personen aller Altersstufen mit psychischen Störungen oder 
Erkrankungen durch individuelle, ärztlich geleitete Beratung und 
Betreuung befähigen, ein der Gemeinschaft angepaßtes Leben zu 
führen (§ 2 Satz 1 PsychKG NW). Die vorsorgende Hilfe soll insbe­
sondere dazu beitragen, daß bei einer Störung oder beginnenden 
Erkrankung der Betroffene rechtzeitig ärztlich behandelt wird, 
und sicherstellen, daß im Zusammenwirken mit der Behandlung für­
sorgerische Möglichkeiten und Einrichtungen in Anspruch genommen 
werden (§ 7 PsychKG NW). Aufgabe der nachgehenden Hilfe ist es, 
den Personen, die aus der Unterbringung oder einer sonstigen sta­
tionären psychiatrischen Behandlung entlassen wurden, durch indi­
viduelle, ärztlich geleitete Beratung und Betreuung den Übergang 
in das Leben außerhalb des Krankenhauses oder der Anstalt und die 
Anpassung an die Gemeinschaft zu erleichtern (§ 34 Abs. 1 PsychKG 
NW). Diese Tätigkeit bewegt sich im Rahmen der Arbeit der Sozial­
arbeiter. Auch sie hat die Veränderung des Menschen, seiner Le­
benslage und Lebensqualität und der sie bedingenden gesellschaft­
lichen Strukturen als Ziel des beruflichen Handelns: Psychisch 
Kranken soll so geholfen werden, daß sie nach Möglichkeit ein
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normales Leben zu führen in der Lage sind (vgl. Blätter zur Be­
rufskunde, Band 2 - IV A 30 - Diplom-Sozialpädagoge/Diplom-Sozi- 
alpädagogin, Diplom-Sozialarbeiter/Diplom-Sozialarbeiterin,
5. Auf1. 1986, S. 5, 65; vgl. auch Blätter zur Berufskunde,
Band 2 - IV A 31 - Diplom-Sozialpädagoge/Diplom-Sozialpädagogin 
(BA), 2. Auf1. 1994, S. 7, 21).

c) Das Arbeitsgericht, dem das Landesarbeitsgericht insoweit 
gefolgt ist, hat ausgeführt, die Klägerin erfülle mit der Sozial­
arbeiter ischen Beratung und Betreuung psychisch Kranker im Rahmen 
der vorsorgenden und nachgehenden Hilfe die Voraussetzungen der 
Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16. Das Landesarbeitsgericht hat 
darauf hingewiesen, daß die von der Klägerin zu betreuenden Per­
sonen der Personengruppe vergleichbar sind, die die Tarifver­
tragsparteien als Beispiel für "schwierige Tätigkeit" in der Pro­
tokollerklärung Nr. 12 zu Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 an­
geführt haben.

Auch das ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

Das Merkmal der schwierigen Tätigkeit im Sinne der Fallgrup­
pe 16 der Vergütungsgruppe IV b haben die Tarifvertragsparteien 
in der Protokollerklärung Nr. 12 durch konkrete Beispiele erläu­
tert. Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats ist dann, wenn 
eines dieser Tätigkeitsbeispiele zutrifft, auch das Merkmal des 
Oberbegriffs erfüllt (Senatsurteil vom 5. Juli 1978 - 4 AZR 
795/76 - AP Nr. 7 zu §§ 22, 23 BAT 1975; Senatsurteil vom 
29. April 1981 - 4 AZR 1007/78 - AP Nr. 11 zu § 1 TVG Tarifver-
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träge: Rundfunk sowie Senatsurteil vom 12. Dezember 1990 - 4 AZR 
306/90 - EzA § 3 TVG Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 4). Wird 
kein Tätigkeitsbeispiel erfüllt, ist auf den allgemeinen Begriff 
zurückzugreifen, wobei dann aber dessen Bestimmung von den Maß­
stäben der Beispielstatbestände aus zu erfolgen hat; die Tarif­
vertragsparteien haben mit den Beispielen Maß und Richtung für 
die Auslegung des allgemeinen Begriffs vorgegeben (BAGE 45, 121, 
126 = AP Nr. 134 zu § 1 TVG Auslegung; BAGE 51, 59, 87 f. = AP 
Nr. 115 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

Bei den von der Klägerin zu betreuenden Personen handelt es 
sich zumindest auch um Angehörige der in der Protokollerklärung 
Nr. 12 Buchstabe c ausdrücklich aufgeführten Problemgruppen. Die 
Klägerin befaßt sich aber nicht nur mit der nachgehenden Fürsorge 
für ehemalige Heimbewohner, sondern mit der vorsorgenden und 
nachgehenden Hilfe für sonstige psychisch Kranke. Gleichwohl kann 
diese Tätigkeit der Klägerin mit der Beratung von Suchtmittel- 
Abhängigen, mit der Beratung von HIV-Infizierten oder an Aids er­
krankten Personen oder mit der begleitenden Fürsorge für Heimbe­
wohner verglichen werden. Wie bei den in der Protokollerklärung 
Nr. 12 genannten Personengruppen ist auch bei den im Rahmen des 
sozialpsychiatrischen Dienstes zu betreuenden psychisch kranken 
Personen typischerweise von besonders vielgestaltigen oder um­
fangreichen nicht nur sozialen Problemen auszugehen. Die Tätig­
keit der Klägerin hebt sich insoweit aus der Normal- oder Grund­
tätigkeit eines Sozialarbeiters/einer Sozialarbeiterin dadurch 
heraus, daß ihre Tätigkeit sich auf Menschen bezieht, die nicht 
nur allgemeine Sozialisationsdefizite aufweisen können, sondern 
die in erster Linie besondere Probleme wie das Leben mit ihrer
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Krankheit zu bewältigen haben. Die von der Klägerin wahrgenomme- 
nen Tätigkeiten im Rahmen ihrer Betreuung von psychisch Kranken 
entsprechen ihrer Wertigkeit nach den von den Tarifvertragspar­
teien in der Protokollerklärung Nr. 12 Buchstabe a bis d ge­
wählten Beispielen und sind auch unter das allgemeine Tätigkeits­
merkmal zu subsumieren. Die Tätigkeit der Klägerin hebt sich 
durch ihre Schwierigkeit aus der Vergütungsgruppe V b Fallgrup­
pe 10 heraus. Hierüber besteht zwischen den Parteien letztlich 
auch kein Streit.

d) Der Klägerin steht die von ihr geforderte Vergütung nach 
Vergütungsgruppe III BAT/VKA aber deswegen nicht zu, weil ihrem 
Vorbringen nicht entnommen werden kann, daß sich ihre Tätigkeit 
aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung im Sinne der Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 15 heraushebt.

Die weitere Heraushebung durch die besondere Schwierigkeit 
und Bedeutung der Tätigkeit (Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 15) 
verlangt, was die Schwierigkeit angeht, eine beträchtliche, ge­
wichtige Heraushebung bei den fachlichen Anforderungen gegenüber 
der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 BAT/VKA. Bei der gestei­
gerten Bedeutung der Tätigkeit genügt eine deutlich wahrnehmbare 
Heraushebung. Sie muß sich auf die Auswirkungen der Tätigkeit be­
ziehen und kann sich aus der Bedeutung oder der Größe des Aufga­
bengebietes sowie aus der Tragweite für den innerdienstlichen Be­
reich und für die Allgemeinheit ergeben (vgl. BAGE 51, 59, 90 
f. = AP Nr. 115 zu §§ 22, 23 BAT 1975; Senatsurteil vom 29. Sep­
tember 1993 - 4 AZR 690/92 - AP, aaO).
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Die Anwendung des Merkmals der besonderen Schwierigkeit 
durch das Landesarbeitsgericht ist revisionsrechtlich nicht zu 
beanstanden.

Beim Tarifbegriff der "besonderen Schwierigkeit" handelt es 
sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff. Bei der Anwendung eines 
solchen Rechtsbegriffs durch das Berufungsgericht kann das Revi­
sionsgericht nur überprüfen, ob der Begriff als solcher verkannt 
worden ist oder ob bei der Subsumtion Denkgesetze oder allgemeine 
Erfahrungssätze verletzt oder wesentliche Umstände nicht berück­
sichtigt worden sind (Senatsurteil vom 29. September 1993 - 4 AZR 
690/92 - AP, aaO, m.w.N.). Diesem Prüfungsansatz halten die Aus­
führungen des Landesarbeitsgerichts stand.

Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, es möge Fälle ge­
ben, in denen eine akute Selbst- oder Fremdgefährdung des psy­
chisch Kranken durch den zu betreuenden Sozialarbeiter erkannt 
werden müsse und auch ein schnelles Handeln erfordere. Keineswegs 
könne jedoch aufgrund des pauschalen Sachvortrags der Klägerin 
davon ausgegangen werden, daß etwa jeder psychisch Kranke eine 
solche Gefährdung für sich oder seine Umwelt darstelle. Bei einer 
solchen als geboten erscheinenden differenzierenden Betrachtung 
könne nicht davon ausgegangen werden, daß regelmäßig die Betreu­
ung psychisch erkrankter Personen Kenntnisse und Erfahrungen er­
fordere, die erheblich über die in der Protokollerklärung Nr. 12 
von den Tarifvertragsparteien angeführten Beispielstätigkeiten 
erforderlichen Kenntnissen und Erfahrungen hinausgingen. Hierfür 
reiche der Umstand, daß die Klägerin in Einzelfällen eine akute
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Gefährdung erkennen und beseitigen müsse und bei der Entscheidung 
über eine zwangsweise Unterbringung mitwirke, nicht aus. Darüber 
hinaus sei zu berücksichtigen, daß das Erkennen solcher Selbst­
oder Fremdgefährdungen und die Entscheidung über eine etwaige Un­
terbringung in einer geschlossenen Anstalt nicht Aufgabe der Klä­
gerin sei. Vielmehr seien die Diagnose und die Behandlung medizi­
nischer Krankheitsbilder ausschließlich Aufgabe der in der Bera­
tungsstelle der beklagten Stadt ebenfalls eingesetzten medizi­
nisch-psychiatrisch ausgebildeten Fachkräfte. Aus der bloßen Tat­
sache, daß die Klägerin mit diesen medizinischen Fachkräften zu­
sammenarbeite, könne keineswegs geschlossen werden, daß sie in 
die "Teamarbeit" mehr als typische sozialarbeiterische Kenntnisse 
einbringen könne und müsse.

Die Klägerin rügt demgegenüber, das Landesarbeitsgericht 
verkenne, daß die aufgrund der Fremd- und Selbstgefährdung durch­
zuführende Rechtsgüterabwägung durch die Klägerin bereits das 
Merkmal der besonderen Verantwortung der Vergütungsgruppe III/
II a BAT erfülle. Dabei sieht die Klägerin nicht oder will nicht 
sehen, daß auch die Krisenintervention eine Betreuungsmaßnahme 
ist. Sie erfordert schnelles Handeln. Die Klägerin muß die mögli­
che Erkrankung erkennen und die mögliche akute Gefährdung ein­
schätzen. Aufgabe der Klägerin ist es aber lediglich, nach Mög­
lichkeit erste Hilfestellung zu leisten. Im übrigen muß sie das 
Weitere veranlassen, also z.B. für ärztlichen Beistand sorgen 
oder die Einleitung von Zwangsmaßnahmen anregen. Eine Entschei­
dungskompetenz hat sie insoweit nicht. Von daher ist die soge­
nannte Krisenintervention als eine zur Betreuung zählende Tätig­
keit anzusehen. Die besondere Schwierigkeit vermag sie nicht zu
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belegen. Jedenfalls hat die Klägerin nicht dargetan, was es kon­
kret ausmachen soll, daß sich ihre Arbeit gerade wegen der Kri­
senintervention durch besondere Schwierigkeit gegenüber den Tä­
tigkeiten im Sinne der Protokollerklärung Nr. 12 Buchstabe a bis 
d herausheben soll. Auch insoweit sind im Einzelfall Sofortmaß­
nahmen geboten, insbesondere bei Suchtmittel-Abhängigen und an 
Aids erkrankten Personen.

Die Revision führt weiter aus, während die Betreuungstätig­
keiten, die in der Protokollerklärung Nr. 12 zur Vergütungsgrup­
pe IV b aufgeführt seien, jeweils daran anknüpften, daß der Kli­
ent den Sozialarbeiter aufsuche, um Hilfe zu erhalten, handele es 
sich bei der von der Klägerin betreuten Klientel um eine völlig 
andere Personengruppe. Es fehlt insoweit aber die Darstellung, 
daß und warum dieser Unterschied die "besondere Schwierigkeit" 
ausmachen soll. Abgesehen davon, daß nach Vortrag der beklagten 
Stadt die Klägerin regelmäßig Sprechstunden im Gesundheitsamt ab­
hält, wofür schon § 8 Abs. 1 Satz 1 und § 35 Abs. 1 Satz 2 
PsychKG NW stehen, was den Schluß zuläßt, daß psychisch Erkrankte 
auch von sich aus die vorsorgende und nachgehende Hilfe für psy­
chisch Kranke nachsuchen, vermag der Vortrag der Klägerin, es 
handele sich bei der von der Klägerin betreuten Klientel um eine 
völlig andere Personengruppe, die "besondere Schwierigkeit" nicht 
zu belegen. Vielmehr müßte geschildert werden, was - im Gegensatz 
zu schwierigen Tätigkeiten im Sinne der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 16 - das Heraushebungsmerkmal der besonderen Schwie­
rigkeit ausfüllen soll. Der Tatsachenvortrag muß einen wertenden 
Vergleich mit den unter die Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 
fallenden nicht herausgehobenen Tätigkeiten enthalten, also Tat-
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Sachen, die dafür stehen sollen, daß gegenüber den unter die Ver­
gütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 fallenden Tätigkeiten die Kläge­
rin Aufgaben wahrnimmt, die sich durch besondere Schwierigkeiten 
herausheben (vgl. Senatsurteil vom 22. März 1995 - 4 AZR 71/94 -, 
zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen; vgl. Senatsur­
teil vom 20. Oktober 1993 - 4 AZR 47/93 - AP Nr. 173 zu §§ 22, 23 
BAT 1975, zum tariflichen Heraushebungsmerkmal der besonderen 
Leistungen). Es ist notwendig darzulegen, warum eine bestimmte 
Tätigkeit besonders schwierig ist oder wenigstens als besonders 
schwierig betrachtet werden kann (Senatsurteil vom 22. März 1995
- 4 AZR 71/94 - AP, aaO; Senatsurteil vom 14. Dezember 1994
- 4 AZR 950/93 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgese­
hen) . Im übrigen weist die beklagte Stadt zutreffend darauf hin, 
daß auch Angehörige der in der Protokollerklärung genannten Pro­
blemgruppen, wie z.B. Suchtmittel-Abhängige nach der Lebenserfah­
rung uneinsichtig und nicht therapiebereit sein können und ange­
botener Hilfe grundsätzlich ablehnend gegenüberstehen. Auch so­
weit die Klägerin darauf hinweist, es sei die erste Aufgabe der 
Klägerin, störendes Verhalten abzustellen, da die Klienten derart 
auffielen, daß das persönliche Umfeld in irgendeiner Weise be­
lästigt werde (nur solche Personen seien von der Klägerin zu be­
treuen), fehlt der vergleichende Vortrag, was und warum dieser 
Unterschied die "besondere Schwierigkeit" im Tarifsinne ausmachen 
soll.

Die Klägerin trägt weiter vor, obwohl sie in der Funktion 
des Gesundheitsamtes als Ordnungsbehörde tätig werden solle, 
müsse sie gleichzeitig versuchen, um ihrer Aufgabe gerecht zu 
werden, zu den psychisch Erkrankten Kontakt herzustellen. Hier
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tauche regelmäßig das Problem auf, daß der psychisch Erkrankte, 
der entweder seine Situation nicht kenne oder zumindest nicht er­
kenne, daß andere Personen beeinträchtigt werden, von der Kläge­
rin dazu gebracht werden müsse, in irgendeiner Weise mit ihr zu­
sammenzuarbeiten. Diese Problematik stelle sich in sämtlichen in 
der Protokollerklärung Nr. 12 genannten Fällen nicht. Dabei ver­
kennt die Klägerin, daß in der Protokollerklärung Nr. 12 unter 
Buchstabe c die begleitende Fürsorge für Heimbewohner genannt 
ist, also (nur) eine schwierige Tätigkeit im Sinne der Vergü­
tungsgruppe IV b Fallgruppe 16 BAT/VKA ist. Zur Tätigkeit eines 
Sozialarbeiters in einem Heim gehört es üblicherweise, die Heim­
bewohner zur Aufarbeitung ihrer Persönlichkeitsproblematik zu mo­
tivieren. In Heimen finden sich typischerweise Menschen, die dort 
mehr oder weniger unfreiwillig sind und deshalb besonders dazu 
angeregt werden müssen, mit dem Sozialarbeiter (zusammen) zu ar­
beiten. Unterschiede, die dazu zu führen vermögen, die Tätigkeit 
der Klägerin gleichwohl als besonders schwierig im Tarifsinne er­
scheinen zu lassen, sind insoweit nicht erkennbar. Ein verglei­
chender Vortrag der Klägerin fehlt.

Die Revision führt weiter aus, diese "besondere Schwierig­
keit der Klägerin" könne nur dadurch überwunden werden, daß sie 
ihre spezifischen Fachkenntnisse in medizinischer, psychiatri­
scher und therapeutischer Hinsicht einsetze, um ihre Arbeit er­
folgreich erledigen zu können. Gäbe es diese Konflikte im Einzel­
fall nicht, so gehörte der jeweilige psychisch Erkrankte nicht 
zur Klientel der Klägerin, da er einer psychosozialen Betreuung 
nicht bedürfe, sondern von sich aus die stationären und ambulan-
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ten Hilfen in Anspruch nehmen könne. Die besondere Schwierigkeit 
der Tätigkeit im Tarifsinne bezieht sich auf eine beträchtliche, 
gewichtige Heraushebung bei den fachlichen Anforderungen. Sie 
können nicht damit belegt werden, daß die Tätigkeit als solche 
als besonders schwierig bezeichnet wird, und ausgeführt wird, zur 
Bewältigung ihrer Aufgaben bedürfe es ihrer spezifischen medizi­
nischen, psychiatrischen und therapeutischen Fachkenntnisse. Auch 
insoweit fehlt der Vergleich zu den Tätigkeiten im Sinne der Pro- 
tokollerklärung Nr. 12. Es fehlt an der Darstellung, welche be­
sonderen Fachkenntnisse für die vorsorgende, begleitende und 
nachgehende Hilfe für psychisch Kranke erforderlich sind, die 
über die für die Aufgaben im Sinne der Protokollerklärung Nr. 12 
benötigten wesentlich hinausgehen. Es ist von der Klägerin nicht 
dargetan, was sie an Fachwissen aufweisen muß, um die Betreuung 
psychisch Kranker angemessen bewältigen zu können, das beträcht­
lich umfangreicher ist als das, das beispielsweise ein Sozialar­
beiter haben muß, der in der begleitenden Fürsorge für Heimbewoh­
ner tätig ist. Die Klägerin sagt nicht, was es im Gegensatz zu 
den Tätigkeiten der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 ausmachen 
soll, daß es bei der Tätigkeit der Klägerin einer langjährigen 
Erfahrung und spezieller Kenntnisse (welcher?) bedarf, um z.B. 
auf unangepaßtes, unpassendes Verhalten der Erkrankten nicht mit 
negativen Sanktionen wie einer weiteren Ausgrenzung zu reagieren, 
sondern den Symptomcharakter zu erkennen und im weiteren Prozeß 
positiv zu nutzen. Deutlich gesteigerte Anforderungen an die 
fachlichen Fähigkeiten gegenüber der Betreuung von Angehörigen 
der in der Protokollerklärung Nr. 12 genannten Problemgruppen er­
geben sich daraus nicht. Auch ein Sozialarbeiter, der in der Be­
ratung von Suchtmittel-Abhängigen, HIV-Infizierten oder an Aids
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erkrankten Personen oder in der Fürsorge für Heimbewohner oder 
Strafgefangene tätig ist, muß sich auf unangepaßtes, unpassendes 
Verhalten von Angehörigen dieser Personengruppen einstellen kön­
nen und darf den gebotenen Mittelweg zwischen Anteilnahme und Di­
stanz nicht verlassen und muß gleichermaßen die individuell gege­
benen Problemlagen erkennen und versuchen, diesen mit dem zur 
Verfügung stehenden Instrumentarium möglichst erfolgreich Rech­
nung zu tragen. Das Landesarbeitsgericht hat sonach nicht den so­
zialpsychiatrischen Dienst mit sonstigen Beratungsstellen gleich­
gestellt, sondern es hat unter Bezugnahme auf die in der Proto­
kollerklärung Nr. 12 genannten Tätigkeiten dem Vortrag der Kläge­
rin nicht zu entnehmen vermocht, daß sich die Betreuung von psy­
chisch Kranken durch besondere Schwierigkeit aus der Tätigkeit im 
Sinne der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 heraushebt.

Der Revision ist nicht verständlich, aus welchen Gründen das 
Landesarbeitsgericht die Ausführungen hinsichtlich besonderer 
Fachkenntnisse der Klägerin in medizinischer, psychologischer und 
therapeutischer Hinsicht als nicht hinreichend substantiiert er­
achtet hat. Die Klägerin zitiert zwar zahlreiche Stellen aus 
ihren diversen Schriftsätzen, mit denen sie belegen will, welche 
Fachkenntnisse nach ihrer Auffassung für ihre Tätigkeit gefordert 
sind. Sie trägt aber nicht vor und hat nicht vorgetragen, warum 
dies im Gegensatz zu den unter die Vergütungsgruppe IV b Fall­
gruppe 16 fallenden Tätigkeiten der Fall ist und warum gerade das 
ein Wissen und Können sein soll, daß die Anforderungen der Vergü­
tungsgruppe IV b in gewichtiger Weise übersteigt. Ein Bezug zur 
Tätigkeit der Klägerin ist nicht hergestellt und eine verglei­
chende Wertung mit den unter die Vergütungsgruppe IV b Fallgrup-
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pe 16 fallenden Tätigkeiten fehlt. Sie trägt nicht vor, was und 
warum die von ihr genannten Kenntnisse tätigkeitsbezogen eine 
Breite und Tiefe fachlichen Wissens darstellen, die auf eine er­
höhte für die Tätigkeit erforderliche Qualifikation schließen 
lassen. Im übrigen ist zwar richtig, daß sich die geforderte er­
höhte Qualifikation aus außergewöhnlichen Erfahrungen oder aus 
Spezialkenntnissen ergeben kann. Es fehlt aber an der tätigkeits­
bezogenen Darlegung, daß diese für die Betreuung psychisch Kran­
ker im Rahmen des sozialpsychiatrischen Dienstes im Gegensatz zu 
den unter die Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 fallenden Tä­
tigkeiten erforderlich sind. Auch in der begleitenden und/oder 
nachgehenden Fürsorge für Heimbewohner muß mit Ärzten kooperiert 
werden, müssen Informationen, die die Ärzte geben, vom Sozialar­
beiter eingeordnet werden können und unter Berücksichtigung des­
sen die weitere Arbeit mit der betreffenden Person durchgeführt 
werden. Sie nennt als Beispiel, werde sie durch die Ärzte über 
bestimmte Krankheitsbilder informiert, so habe sie insbesondere 
Frühwarnzeichen zu berücksichtigen. Auch dies erfordere umfang­
reiche medizinische Kenntnisse. Sie legt aber nicht dar, welche 
Kenntnisse insoweit erforderlich sein sollen, die über die be­
trächtlich hinausgehen, die beispielsweise von Sozialarbeitern im 
sozialen Dienst im Krankenhaus im Sinne des § 6 Abs. 2 des Kran­
kenhausgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen verlangt werden, 
die in der Regel nach Vergütungsgruppe IV b BAT/VKA zu vergüten 
sind. Auch der Sozialarbeiter im Krankenhausdienst hat wegen sei­
ner Aufgabe, die ärztliche und pflegerische Versorgung der Pati­
enten im Krankenhaus zu ergänzen, die behandelnden Ärzte ggf. auf 
Auffälligkeiten aufmerksam zu machen. Die vermißte vergleichende
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Darstellung wäre schon auf dem Hintergrund der §§ 2, 1 ,  8, 34, 35 
PsychKG NW erforderlich gewesen, zumal der sozialpsychiatrische 
Dienst den Arzt und den Therapeuten nicht ersetzen soll und kann. 
Im übrigen ist es schlicht unzutreffend, daß die Klägerin eine 
Diagnostik erstellt und die ihr sich zeigenden Symptome abschlie­
ßend bewertet. Das macht der Arzt. Sie gibt allenfalls Anregun­
gen, was nach ihrer Auffassung sinnvollerweise zu erfolgen hat. 
Sie leitet auch keine entsprechenden Maßnahmen in die Wege, wie 
z.B. eine Zwangseinweisung, sondern gibt allenfalls die Anregung 
dazu. Entscheidungen fällen andere; sie kann Ärzten und den Ge­
richten usw. nicht vorgreifen. Im übrigen werden schon während 
der Ausbildung zum Sozialarbeiter/Sozialpädagogen Kenntnisse in 
den medizinischen und psychiatrischen Grundlagen der Sozialar- 
beit/Sozialpädagogik unter besonderer Berücksichtigung der Sozi­
almedizin vermittelt, also über Gesundheit, Krankheit und Behin­
derung aus medizinischer und psychosozialer Sicht, über Präventi­
on, soziale Therapie und Rehabilitation, über wichtige körperli­
che Erkrankungen und über psychische Störungen und Suchtkrankhei­
ten. Diese Kenntnisse werden später vertieft in den medizinischen 
und psychiatrischen Grundlagen der Sozialarbeit/Sozialpädagogik 
unter besonderer Berücksichtigung der Sozialmedizin und der Pro­
jektarbeit. Die Studenten werden mit sozialpädagogischen Inter­
ventions- und Interaktionsprozessen bekannt gemacht (vgl. Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 2. Juni 1994 - 9 Sa 
1614/93 E - EzBAT §§ 22, 23 BAT F.l Sozialdienst VergGr. IV b 
Nr. 6). Das zeigt, daß die Beratung, Betreuung und Kriseninter­
vention bei erwachsenen Personen mit psychischen Krankheiten, We­
sensveränderungen und Problemen wie bei Abhängigkeitskranken und 
Abhängigkeitsgefährdeten im Rahmen der in der Protokollerklärung
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Nr. 12 aufgeführten Beispiele bleibt. Die in der Protokollerklä­
rung genannten Problemgruppen weisen ebenso wie die von der Klä­
gerin betreuten Personen typischerweise schwere Störungen im So­
zialverhalten, Defizite im lebenspraktischen Bereich, Beziehungs­
störungen und Antriebsarmut auf. Hinsichtlich der Betreuung von 
psychisch Kranken ist nicht erkennbar, was die beträchtliche,.ge­
wichtige Heraushebung hinsichtlich der geforderten Fachkemntniisse 
ausmachen soll.

Die Klägerin macht auch nicht deutlich, inwieweit die 1988 
begonnene und 1994 abgeschlossene Zusatzausbildung zur Familien­
therapeutin für die Betreuung psychisch Kranker notwendig sein 
soll und daß und warum ihre familientherapeutischen Kenntnisse es 
sein sollen, die die geforderte beträchtliche, gewichtige Heraus­
hebung bei den fachlichen Anforderungen gegenüber den der Vergü­
tungsgruppe IV b Fallgruppe 16 ausmachen sollen. Zwar ist es 
nicht ausgeschlossen, daß vorgeschriebene oder erwünschte Zusatz­
ausbildungen eines Sozialarbeiters das Tatbestandsmerkmal der be­
sonderen Schwierigkeit im Sinne der Vergütungsgruppe IV a Fall­
gruppe 15 belegen können (offen gelassen vom Senat im Urteil vom 
14. Juni 1995 - 4 AZR 246/94 -, zur Veröffentlichung in der Fach­
presse vorgesehen). Eine bestimmte Zusatzausbildung ist aber im 
sozialpsychiatrischen Dienst nicht vorgeschrieben. Es ist auch 
nicht erkennbar, daß eine Zusatzausbildung an sich gewünscht 
wird. Auf die von der Klägerin inzwischen abgeschlossene Zusatz­
ausbildung zur Familientherapeutin kommt es sonach unter diesen 
Gesichtspunkten nicht an.
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Die Klägerin trägt auch nicht vor, was die Kombination von 
medizinischen und familientherapeutischen Kenntnissen tätigkeits­
bezogen ausmachen soll. Auch derjenige Sozialarbeiter, der mit 
Suchtmittel-Abhängigen und/oder an Aids Erkrankten arbeitet, muß 
einen Kommunikationsstil entwickeln, der die Betreuten nicht 
überfordert. Was insoweit bei einem an Schizophrenie Erkrankten 
anders sein und die besondere Schwierigkeit ausmachen soll, ist 
nicht gesagt. Die Klägerin macht keine Medikamentierungen. Sie 
sagt auch nicht, warum es für die Betreuung psychisch Kranker er­
forderlich sein soll zu erkennen, daß die Antriebsarmut auf den 
verabreichten Psychopharmaka beruht oder auf der Erkrankung 
selbst. Fällt ihr Antriebsarmut auf, so hat sie an den behandeln­
den Arzt oder an den Therapeuten zu verweisen.

Die Klägerin trägt nicht vor, warum sie - ggf. anders als 
bei der Betreuung der in der Protokollerklärung Nr. 12 genannten 
Problemgruppen - die Fähigkeit besitzen muß, Befunde zu lesen, zu 
verstehen und in ihrer Arbeit einzubauen, und warum das das Tä­
tigkeit smerkmal der besonderen Schwierigkeit ausmachen soll. Daß 
die Zusammenhänge und Strukturen, z.B. die Frühwarnzeichen einer 
Psychose, von der Klägerin nur dadurch durchschaut werden können, 
daß sie medizinische und psychiatrische Fachkenntnisse besitzt, 
die in anderen sozialarbeiterischen Bereichen nicht verlangt wür­
den, bleibt unsubstantiierte Behauptung.

Auf die Beweisanträge, richtiger auf die Anregung, insoweit 
Sachverständigengutachten einzuholen, kommt es mangels schlüssi­
gen Sachvortrages der Klägerin zum Tätigkeitsmerkmal der besonde-
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ren Schwierigkeit nicht mehr an. Sonach ist das Landesarbeitsge­
richt zutreffend zu dem Ergebnis gelangt, das Tätigkeitsmerkmal 
der besonderen Schwierigkeit im Sinne der Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 15 liege nicht vor. Die beklagte Stadt hat schon erst­
instanzlich zutreffend darauf hingewiesen, daß die Klägerin er­
sichtlich verkennt, daß der Diplom-Sozialarbeiter "mit entspre­
chender Tätigkeit", also in einer Tätigkeit, die dem Berufsbild 
des Sozialarbeiters entspricht, demnach Bewältigung von solchen 
sozialen Problemen, die in Form von konkreter Hilfsbedürftigkeit 
und in Notfallsituationen bei einzelnen Menschen und Gruppen auf- 
treten, in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 10 eingruppiert ist 
und daß die Tätigkeit im sozialpsychiatrischen Dienst zwar das 
Tätigkeitsmerkmal "mit schwierigen Tätigkeiten" der Fallgruppe 16 
der Vergütungsgruppe IV b erfüllt, aber eben nicht die Anforde­
rungen der Fallgruppe 15 der Vergütungsgruppe IV a, die ausge­
sprochenen Spitzentätigkeiten Vorbehalten ist.

Fehlt es an schlüssigem Sachvortrag der Klägerin zu dem Ein­
gruppierungsmerkmal der besonderen Schwierigkeit, ist die von der 
Klägerin erhobene Verfahrensrüge unerheblich. Eines Hinweises 
nach § 139 ZPO hinsichtlich der Frage des oder der Arbeitsvorgän­
ge bedurfte es seitens des Landesarbeitsgerichts nicht, da das 
Landesarbeitsgericht seine Entscheidung nicht allein darauf ge­
stützt hat, die Klägerin habe zu den Zeitanteilen der denkbaren 
Arbeitsvorgänge nichts vorgetragen, sondern hilfsweise mit der 
Klägerin die Betreuung von psychisch Erkrankten als einen ein­
heitlichen Arbeitsvorgang angesehen hat und auf dieser Grundlage 
sich mit dem Sachvortrag der Klägerin auseinandergesetzt hat. Ab­
gesehen davon hat die Revision auch nicht dargelegt, was die Klä-
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gerin vorgetragen hätte, wäre der von ihr vermißte Hinweis er­
folgt .

5. Da die Tätigkeit der Klägerin schon nicht wegen der Schwie­
rigkeit der Tätigkeit aus dem herausragt, was die Vergütungsgrup­
pe IV b Fallgruppe 16 von einer Sozialarbeiterin verlangt, kann 
dahinstehen, ob ihre Tätigkeit gegenüber der von einem in dieser 
Vergütungsgruppe eingruppierten Sozialarbeiter verlangten in 
ihrer Bedeutung herausgehoben ist. Das Landesarbeitsgericht ist 
darauf zutreffend nicht mehr eingegangen. Aber auch die Erfüllung 
dieses für die begehrte Eingruppierung zusätzlich erforderlichen 
Tätigkeitsmerkmals ist sehr zweifelhaft. Das Ziel, psychisch er­
krankte Personen so zu betreuen, daß sie nach Möglichkeit wieder 
in die Lage versetzt sind, ihren Platz in der Gesellschaft einzu­
nehmen, ist in seiner sozialen Tragweite durchaus vergleichbar 
mit der sozialen Bedeutung der Betreuung von Suchtmittel-Abhängi­
gen, HIV-Infizierten und Aids-Kranken oder Strafgefangenen oder 
ehemaligen Strafgefangenen. Ein wertender Gesichtspunkt, warum 
die Tätigkeit der Klägerin in diesem Vergleich von herausgehobe­
ner Bedeutung sein sollte, ist nicht erkennbar, auch wenn die 
Klägerin darauf hinweist, daß die Tragweite der von ihr zu bewäl­
tigenden Aufgabe offensichtlich sei, weil sich ihre Entscheidun­
gen auf die Fremd- und Selbstgefährdung der Klienten und die Be­
troffenen selbst sowie auf das unmittelbare Umfeld, die Familie, 
und auch auf die Gefährung Außenstehender, somit auf die Allge­
meinheit auswirke. Abgesehen davon, daß die Klägerin die Ent­
scheidung über die sofortige oder einstweilige Unterbringung 
(§§ 17, 18 PsychKG NW) nicht selbst trifft, sondern allenfalls 
anregt, steht die Betreuung von psychisch Kranken in erster Linie
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dafür, ihnen trotz ihrer Krankheit dazu zu verhelfen, ein mög­
lichst normales und unauffälliges Leben zu führen. Auch die Be­
treuung von Angehörigen der in der Protokollerklärung Nr. 12 ge­
nannten Problemgruppen hat zum Ziel, diese Personen auf Dauer in 
die Lage zu versetzen, daß sie sich möglichst ohne Hilfen im 
Leben zurechtfinden und daß sie der Allgemeinheit nicht mehr zur 
Last fallen. Damit vermag auch der Hinweis der Klägerin, ihre Tä­
tigkeit entlaste die öffentlichen Haushalte ganz erheblich, die 
Bedeutung der Tätigkeit im Sinne der Vergütungsgruppe IV a Fall­
gruppe 15 nicht auszumachen. Eine gegenüber den Tätigkeiten der 
Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 gesteigerte Bedeutung der Tä­
tigkeit der Klägerin ist auch sonst nicht erkennbar.

6. Ist eine Heraushebung durch besondere Schwierigkeit und Be­
deutung im Sinne der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 15 nicht 
gegeben, liegt auch die weitere von der Vergütungsgruppe III 
Fallgruppe 6 verlangte Voraussetzung, nämlich daß sich die Tätig­
keit durch das Maß der mit ihr verbundenen Veranwortung heraus­
hebt, nicht vor. Auch ein Bewährungsaufstieg in die Vergütungs­
gruppe III Fallgruppe 7 kann daher nicht stattfinden.

Somit hat die Klägerin keinen Anspruch auf Vergütung nach 
Vergütungsgruppe III BAT/VKA.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Kiefer Pfeil
Schaub Bott Friedrich
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